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Preußiſche Geſetzzgammlung 5 
Jahrgang 1922 m a | Nr. 16. 


— . —ü —ꝶ—w— — —ũ—ä—öẽ nn —ę— 
int alt: Geſetz über die Beſtätigung des Kirchengeſetzs vom 5. Dezember 1921 wegen Abänderung des Kirchengeſetzes vom 
Inh 7. Juni 1900, betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover, 
S. 91. — Geſetz zur Abänderung des § 101 Abſ. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1865, 
S. os. — Geſetz über die Vereinigung von Steinkohlenfeldern im Oberbergamtsbezirke Dortmund, S. 93. — Geſetz zur Anderung 
des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Oktober 1920, 
S. 90. — Geſetz zur Anderung des Gefehes dom 23. April 1921 über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des 


Preußiſchen Landtags, S. 97. — Verordnung zur weiteren Abänderung der Verordnung, betreffend die Gewährung von Reiſekoſten 


an Beamte der Auseinanderſetzungsbehörden, der Anſiedlungskommiſſion und der Meliorationsbauverwaltung und an die im Forſt⸗ 
einrichtungsbüro des Miniſteriums für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſchäftigten Vermeſſungsbeamten, Forſtgeometer und Zeichner, 
vom 23. September 1911 ſowie der Verordnung, betreffend die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Meliorationsbauverwaltung, 
vom 9. Juli 1912, S. os. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter vor 
öffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. os. 8 


(Nr. 12266.) Geſetz über die Beſtätigung des Kirchengeſetzes vom 5. Dezember 1921 wegen Abänderung 
des Kirchengeſetzes vom 7. Juni 1900, betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in 
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover (Geſetzſamml. S. 271). Vom 
29. März 1922. 5 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SE 


Das anliegende Kirchengeſez wegen Abänderung des Kirchengeſetzes vom 7. Juni 1900, 
betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der evangeliſch lutheriſchen Kirche der Provinz 
60 Bildung von & 0 angelif heriſcher Re 3 
Hannover (Geſetzſamml. S. 271), vom 5. Dezember 1921 wird ſtaatsgeſetzlich beſtätigt. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. März 1922. 


* 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) f i 8 a 5 
Braun. Boelitz. 
Geſetzſammlung 1922. (Nr 1226612271) 58 19 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Mai 1922. 


an 


Kirchengeſetz 
wegen Abänderung des Kirchengeſetzes vom 7. Juni 1900, betreffend die Bildung 
von Geſamtverbänden in der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover 
(Seſetzſamml. S. 271). Vom 5. Dezember 1921. 


Für die evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Hannover wird unter Zuſtimmung der 
Landesſynode verordnet, was folgt: 


Anlage. 


a Einziger Artikel. 

Das Kirchengeſetz vom 7. Juni 1900, betreffend die Bildung von Geſamtverbänden in der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover (Geſetzſamml. S. 271), wird abgeändert 
wie folgt: 8 N 

1. Der § 1 des Artikel I erhält folgende Zuſätze: 

„Werden Kirchengemeinden in mehrere, unter einem gemeinſamen Pfarramte nicht 
verbundene Einzelgemeinden geteilt, ſo können die gleichen Rechte und Pflichten ganz 
oder teilweiſe einem aus den Einzelgemeinden gebildeten Geſamtverband übertragen werden. 

Einem bereits gebildeten Verbande können weitere Kirchengemeinden derſelben Ort— 
ſchaft oder unmittelbar angrenzende angeſchloſſen werden.“ 

2. Der § 2 des Artikel I erhält folgende Faſſung: 

„Die Bildung eines ſolchen Verbandes und die Feſtſtellung der ihm nach Artikel II 
zu übertragenden Rechte und Pflichten erfolgen durch Anordnung des Konſiſtoriums. 

Im Falle des § 1 Abſ. 1 erfordert die Anordnung die Zuſtimmung aller be— 
teiligten Gemeinden oder, falls die Seelenzahl wenigſtens drei Fünftel, bei Erſtreckung 
der Verpflichtungen des Verbandes über die Grenzen der im Artikel II Nr. 2 bezeichneten 
Aufgabe hinaus drei Viertel der Geſamtſeelenzahl des zu bildenden Geſamtverbandes 
beträgt, die vorgängige unter Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode 
($ 66 Ziffer 2 letzter Satz der Kirchenvorſtands, und Synodalordnung vom 9. Oktober 1864) 
zu erteilende Genehmigung des Landeskonſiſtoriums. 

Im Falle des § 1 Abſ. 2 muß die Anordnung vor dem Inkrafttreten der 
Gemeindeteilung erfolgen und tritt gleichzeitig mit dieſer in Kraft. Sie erfordert die 
Zuſtimmung der zu teilenden Kirchengemeinde. 

Im Falle des § 1 Abſ. 3 erfordert die Anordnung die Einwilligung der Verbands— 
vertretung ſowie die Zuſtimmung der anzuſchließenden Gemeinden, welche letztere jedoch 
durch die unter Mitwirkung des ſtändigen Ausſchuſſes der Landesſynode (§ 66 Ziffer 2 
letzter Satz der Kirchenvorſtands⸗ und Synodalordnung vom 9 Oktober 1864) zu er⸗ 
teilende Genehmigung des Landeskonſiſtoriums ergänzt werden kann.““ 25 

Berlin, den 5. Dezember 1921. 5 
Die mit der vorläufigen Wahrnehmung des landesherrlichen Kirchenregiments 

beauftragten Staatsminiſter. 
Severing. v. Richter. Wendorff. 
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Gr. 12267) Geſetz zur Abänderung des § 101 Abs. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen 
Staaten vom 24. Juni 1865. Vom 22. April 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſet beſchloſſen: = 


Einziger Paragraph 


Im 8 101 Abſ. 2 des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 
1865 (Geſetzſamml. S. 705) werden hinter dem Worte »tauſend« folgende Worte »oder auf 
ein Vielfaches von tauſend, höchſtens jedoch auf zehntauſend« eingeſchoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs, 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. f 


Berlin, den 22. April 1922. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Siering. 


(Nr. 12268.) Geſetz über die Vereinigung von Steinkohlenfeldern im Oberbergamtsbezirke Dortmund. Vom 
22. April 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
9 1. 


(1) Die im Oberbergamtsbezirke Dortmund auf Steinkohlen verliehenen Längenfelder (ge 
ſtreckten Felder) ſollen mit den ſie einſchließenden Geviertfeldern vereinigt werden. Durch die Ver⸗ 
einigung entſtehen an Stelle der bisherigen Bergbauberechtigungen neue Bergbauberechtigungen 
gleicher Art. Das Feld des neuen Bergwerkes wird durch die Markſcheiden des bisherigen Geviert- 
feldes und ſenkrechte Ebenen in die ewige Teufe begrenzt. 

(2) Erſtreckt ſich ein Längenfeld durch mehrere Geviertfelder, ſo wird jeder Teil mit dem es 
einſchließenden Geviertfelde vereinigt. 

(3) Eine Ausnahme dieſer Beſtimmung tritt dann ein, wenn bereits Bergbau in einem 
Längenfeld umgeht, das von einem toten, d. h. nicht in Betrieb befindlichen Geviertfeld einge— 
ſchloſſen wird. 

9 

Über die Vereinigung entſcheidet das Oberbergamt. Die 88 191, 192 des Allgemeinen 

Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 (Geſetzſamml. S. 705) finden Anwendung. 8 
1975 
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. g. 3. 5 
0) Die Vereinigung erfolgt auf Antrag der Bergwerkseigentümer, wenn eine notariell oder 
gerichtlich beglaubigte Urkunde vorgelegt wird, worin ſich die Beteiligten über ES 
1. das Anteilsverhältnis an dem neu entſtehenden Bergwerke, 355 
2. die Behandlung der an den bisherigen Bergwerken beſtehenden dinglichen Rechte, 
3. etwa zu gewährende Entſchädigungen 5 
geeinigt haben. Fr 8 
(2) Außerdem iſt der Name des neuen Bergwerks anzugeben und ein Situationsriß des neuen 
Bergwerks in zwei Stücken beizufügen. N 
Iſt nach Ablauf von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten diefes Geſetzes eine Urkunde des 
im § 3 Abſ. 1 bezeichneten Inhalts nicht vorgelegt, fo leitet das Oberbergamt, wenn nicht über⸗ 
wiegende bergwirtſchaftliche Intereſſen entgegenſtehen, das Vereinigungsverfahren von Amts wegen 
ein. In dieſem Falle regelt ſich das Verfahren nach den §§ 5 bis 7. ö 8 


8 5. 


(9) Die Einleitung des Verfahrens wird den Eigentümern der beteiligten Bergwerke und den 
an dieſen dinglich Berechtigten, ſoweit ſie bekannt ſind, mitgeteilt und im Regierungsamtsblatt 
und in einigen geeigneten Tages⸗ und Fachzeitungen öffentlich bekanntgemacht. Hiermit wird die 
Ladung zu einem Termine verbunden, in dem ein Kommiſſar des Oberbergamts die Sach- und 
Rechtslage mit den Erſchienenen erörtert. 


5 (2) Kommt eine Einigung der Beteiligten nicht zuſtande, jo werden durch ein Schiedsamt, 
das aus dem Kommiſſar des Oberbergamts als Vorſitzendem und aus zwei vom Oberbergamte 
zu berufenden Sachverſtändigen als Beiſitzern beſteht und nach Stimmenmehrheit entſcheidet, 


1. das Anteilverhältnis an dem neu entſtehenden Bergwerke, 
2. die Einwirkung der Vereinigung auf die dinglichen Rechte an den bisherigen Bergwerken, 
3. die etwa zu gewährenden Entſchädigungen 


feſtgeſtellt. An den Verhandlungen nimmt ein Oberbergamtsmarkſcheider mit beratender Stimme teil. 


(3) Das Anteilverhältnis hat dem Wertverhältniſſe der bisherigen Bergwerke zu entſprechen. 
Erſcheint die Gewährung eines Anteils wegen deſſen Geringfügigkeit untunlich, fo iſt an deſſen 
Stelle von dem Eigentümer des neuen Bergwerkes eine angemeſſene Entſchädigung zu gewähren. 
Entſtehen bei Berechnung der Anteile mit Rückſicht auf die zuläſſige Kuxzahl überſchießende Bruch- 
teile, ſo können dieſe nach näherer Beſtimmung des Schiedsamts unter den Beteiligten verſteigert 
werden. Führt die Verſteigerung zu keinem Ergebniſſe, ſo iſt auch in dieſem Falle der Ausgleich 
durch Feſtſetzung einer Entſchädigung herbeizuführen. i 

(4) Dingliche Rechte ſollen regelmäßig auf das neu entſtehende Bergwerk übergehen. So— 
weit dies nicht angeht, kann das Schiedsamt ihre Ablöſung ohne Rückſicht auf die Verfallzeit 
anordnen. f a 5 f ER ; 


1 - ER se 
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§ 6. 
Gegen die Feſtſetzungen des Schiedsamts findet innerhalb zweier Wochen von der Zuſtellung 
an die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuß ſtatt. Die Entſcheidung des 
Bergausſchuſſes iſt endgültig. Durch die Erhebung der Klage wird, wenn die vom Schiedsamt 
angeordneten Ablöſungen erfolgt ſind, die Entſcheidung des Oberbergamts über die Vereinigung 
nicht aufgehalten. 

8 75 


(1) Sind Eigentümer oder Mitberechtigte der zu vereinigenden Bergwerke oder dinglich 


c Berechtigte an ſolchen nicht zu ermitteln, ſo findet auf Antrag des Kommiſſars des . 


ein Aufgebotsverfahren nach SS 946 flg. der Zivilprozeßordnung ſtatt. 
(2) Die Aufgebotsfriſt beträgt drei Monate. 
(3) Mit dem Ausſchlußurteile gehen ausgeſchloſſene Beteiligungen an dem Bergwerk an den 


Staat über. Iſt ein Eigentumsrecht oder Mitbeteiligungsrecht an einem Bergwerk überhaupt nicht 
angemeldet worden, ſo wird es bei Feſtſtellung des Anteilverhältniſſes an dem neu entſtehenden 


Bergwerke nicht berückſichtigt. Nicht angemeldete dingliche Rechte erlöſchen. 


88 

309. 
Vereinigt werden können nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auch Längenfelder, die nicht von 
Gebiertfeldern umſchloſſen werden. In dieſem Falle beſtimmt das Oberbergamt den Inhalt und 


die Grenzen des vereinigten Feldes nach Maßgabe der §§ 26, 27 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865 in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juni 1907 Geſetzſamml. S. 119). 


9 9 
Ss Ur 
Vereinigt werden können nach Maßgabe der §§ 4 bis 7 auch Geviertfelder, deren Flächen— 


inhalt kleiner iſt als 2 200 000 Quadratmeter, mit angrenzenden Geviertfeldern zu einem einheit 


lichen Geviertfelde. 
$ 10. 

() Über die Vereinigung ſtellt das Oberbergamt eine den Vorſchriften des § 34 des All 
gemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 entſprechende Urkunde aus. Mit dieſer werden die 
Verleihungsurkunden der Einzelbergwerke verbunden. 8 

(2) Hinſichtlich der Beglaubigung, Aushändigung und Aufbewahrung der Riſſe finden die 
Beſtimmungen des § 33 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 in der Faſſung des 
Geſetzes vom 18. Juni 1907 Anwendung. 

(3) Soweit Riſſe von den Beteiligten nicht vorgelegt ſind, werden ſie auf deren Koſten in 
der Markſcheiderei des Oberbergamts angefertigt. Auch beſtimmt das Oberbergamt den Namen 


des vereinigten Bergwerkes, wenn ſich die Beteiligten darüber nicht geeinigt haben. 


9 11. 


8) Das Oberbergamt hat das Grundbuchamt unter Mitteilung einer beglaubigten Abſchrift 


der Vereinigungsurkunde um Bewirkung der erforderlichen Eintragungen zu erſuchen. Artikel 26 


= 
des Ausführungsgeſetzes zur Grundbuchordnung vom 26. September 1899 (Geſetzſamml. S. 307) 
findet Anwendung. i 


2) Wird infolge der Entſcheidung des Bergausſchuſſes eine Anderung der Eintragungen 
erforderlich, ſo hat das Oberbergamt dieſe beim Grundbuchamt unter Mitteilung einer beglau— 
bigten Abſchrift der Entſcheidung des Bergausſchuſſes herbeizuführen. 


9 12. ; 
Die Koften des Vereinigungsverfahrens trägt der Eigentümer des neu entftehenden Bergwerkes. 
§. 13. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berkin, den 22. April 1922. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Siering. 


(Mr. 12269.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 
i 27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123) in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Oktober 1920 
D (Geſetzſamml. S. 435). Vom 24. April 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


a Artikel 1. 

8 30 des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 
(Geſetzſeamml. S. 123) in der Faſſung des Geſetzes vom 7. Oktober 1920 Geſetzſamml. S. 435) 
wird wie folgt geändert: 

| 8 30. 

Durch Ortsgeſetz kann beſtimmt werden, daß den ehrenamtlich tätigen Bürgern freie Fahrt 
bei den für den allgemeinen Gebrauch beſtimmten Verkehrsanſtalten innerhalb des Stadtgebiets 
und ein je nach der Art des Ehrenamts gleichmäßig oder unter Berückſichtigung der Inanſpruch— 
nahme feſtzuſetzender Geſamtpauſchbetrag für bare Auslagen und entgangenen Arbeitsverdienſt als 
Dienſtaufwandsentſchädigung gewährt wird. Auch kann beſtimmt werden, daß ein den Pauſch⸗ 
betrag nachweislich überſteigender entgangener Arbeitsverdienſt auf Antrag erſtattet wird. 


mu Ngge se 


Artikel 2 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Stgatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. April 1922 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Für den Miniſter des Innern: 


Braun. Boelitz. 


(Siegel.) 


(Nr. 12270.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) über die 
Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags. Vom 
2. Mai 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 
Das Geſetz vom 23. April 1921 (Gefekfamml. S. 361) über die Entſchädigung der Mit 
glieder und des Präſidenten des Preußiſchen Landtags wird dahin geändert, daß 
1. zu der Aufwandsentſchädigung im § 1 ein Teuerungszuſchlag von . dreitauſend⸗ 


en Mark. gewährt! wird, 
zu dem im $ 2 bezeichneten Tagegeld ein Teuerungszuſchlag von ſiebzig Mark gewährt wird, 
8 beim Abzuge nach § 3 ſtatt fünfzig Mark einhundertfünfzig Mark abgezogen werden. 


Artikel II. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. April 1922 in Kraft. Die Geſetze vom 6. Auguſt 1921 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 481) und vom 12. Januar 1922 (Geſetzſamml. S. 9) werden aufgehoben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 2. Mai 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) 
Braun. Severing. v. Richter. 


eg 
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(Nr. 12271.) Verordnung zur weiteren Abänderung der Verordnung, betreffend die Gewährung von 


Reiſekoſten an Beamte der Auseinanderſetzungsbehörden, der Anſiedlungskommiſſion und 
der Meliorationsbauverwaltung und an die im Forſteinrichtungsbüro des Miniſteriums für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten beſchäftigten Vermeſſungsbeamten, Forſtgeometer und 
Zeichner, vom 23. September 1911 (Geſetzſamml. S. 210) ſowie der Verordnung, betreffend 
die Gewährung von Reiſekoſten an Beamte der Meliorationsbauverwaltung, vom 9. Juli 1912 
(Geſetzſamml. S. 203). Vom 25. April 1922. . 


Einziger Paragraph 


8 $ 1 der Verordnung vom 24. März 1920 (Geſetzſaͤmml. S. 84) bleibt bis zum 31. März 1923 in Kraft, 
Berlin, den 25. April 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. 


Bekanntmachung. 


8 8 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


il 


DD 


Der Bezugspreis für die Preußiſche Geſetzſammlung iſt auf 40 Mark jährlich einſchließlich der gefeglichen Zeitungsgebühr ſeſtgeſetzt. Der Preis für einzelne 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Februar 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Köln für den Bau von Induſtriehafenaulagen, durch das 
Amtsblatt der Regierung in Köln Nr. 14 S. 117, ausgegeben am 1. April 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. März 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadt Erfurt für den Ausbau des Gerafluſſes zwiſchen der Hutten- und 
Schlüterſtraße, durch das Amtsblatt der Regierung in Erfurt Nr. 14 S. 66, ausgegeben am 
8. April 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. März 1922, betreffend die Genehmigung der 


von der 49. Generalverſammlung der Mitglieder der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft am 14. Januar 
1922 beſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaft, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Schleswig Nr. 13 S. 112, ausgegeben am 1. April 1922; i 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 10. März 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadt Herne für die Anlegung oder Belaſſung eines Entwäſſerungskanals 
der ſtädtiſchen Entwäſſerungsanlage, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 13 S. 149, 
ausgegeben am J. April 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. März 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Kommunale Kraftwerk Oppeln für den Bau von Hochſpannungsleitungen 
innerhalb der Kreiſe Leobſchütz, Coſel, Kreuzburg, Lublinitz, Oppeln Stadt und Land, Roſenberg, 
Groß Strehlitz und Ratibor, durch das Amtsblatt der Regierung in Oppeln Nr. 9 S. 97, aus— 
gegeben am 8. April 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. April 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die Anlage 
zur Leitung und Verteilung des elektriſchen Stromes in den Kreiſen Spremberg und Arnswalde 
ſowie für den Bau eines Kraftwerkes an der Oder bei Brieskow, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Frankfurt a. O. Nr. 16 S. 78, ausgegeben am 22. April 1922. 


— 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 


Stücke beträgt 1 Mark 20 Pfennig für den Bogen, für die Hauptſachverzeichniſſe 1806 bis 1883 50 Mark und 1884 bis 1913 26 Mark! 


Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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